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Geheime Kosten der Anwältin des Fluchtministeriums – Landesregierung erneut im 
Konflikt mit der Verfassung? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit der Kleinen Anfrage 7420 fragte ich am 25.03.2026 die Landesregierung unter anderem 
nach der exakten Höhe der Vergütung der Rechtsanwältin L. der Kanzlei Gercke Wollschläger 
für die Dienste der Betreuung und Beratung des MKJFGFI bzw. dessen Mitarbeitenden im 
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss V (PUA V). Die inhaltliche Verbindung zur Kon-
trolle der Exekutive als parlamentarische Kernaufgabe, hier in Form der sachgerechten Ver-
wendung von Steuergeldern, außerhalb des Untersuchungsgegenstandes- und Zeitraums des 
PUA, dürfte augenfällig sein.  
 
Mit der Drucksache 18/19074 wurde mir mitgeteilt, dass diese Frage inhaltlich nicht beantwor-
tet werden könne. Besagtes Honorar bemesse sich nach einem Stundensatz und es handele 
sich bei diesen Stundensätzen um ein Geschäftsgeheimnis der beauftragten Kanzlei. Weiter-
hin komme man nach sorgfältiger Abwägung der sich gegenüberstehenden Rechtsgüter zu 
dem Ergebnis, dass die grundrechtlich geschützten Rechte der Kanzlei an einem Schutz ihrer 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse das parlamentarische Frage- und Informationsrecht 
überwögen.1 

 
Neben der politischen Bedeutung dieser Auskunftsverweigerung überraschen oben genannte 
Ausführungen insbesondere vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des Landesverfas-
sungsgerichtshofs, wonach die Nichtbeantwortung einer Kleinen Anfrage die Ausnahme zur 
regelmäßigen Beantwortung ist und deshalb einer nachvollziehbaren Begründung bedarf.2  
 
Im vorliegenden Fall wird seitens der Landesregierung eine sorgfältige Abwägung des drohen-
den Nachteils der Kanzlei Gercke Wollschläger mit dem parlamentarischen Frage- und Infor-
mationsrecht angegeben. Die bloße Behauptung einer erfolgten Abwägung vermag diese je-
doch nicht zu ersetzen, geschweige denn ermöglicht es mir als Fragestellerin, die Abwägung 
nachzuvollziehen und auf ihre mögliche Richtigkeit hin zu überprüfen. Diese fehlende Trans-
parenz der Landesregierung hinsichtlich ihrer Abwägungskriterien und deren Gewichtung lässt 

 
1 Drs. 18/19074. 
2 VerfGH NRW 15/92, S. 26. 
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auch keine fundierte Prognose hinsichtlich der Erfolgsaussichten einer gerichtlichen Überprü-
fung dieser Abwägung zu.  
 
In der zweiten Frage bat ich sodann um Mitteilung nach dem Umfang der abgerechneten Tä-
tigkeit: „Wie viele Arbeitsstunden hat Frau Rechtsanwältin L. von der Kanzlei Gercke Woll-
schläger für die Betreuung und Beratung der Zeugen des MKJFGFI im PUA V abgerechnet?“3 

 
Wiederum wurde die Frage mit dem Hinweis auf das „Geschäftsgeheimnis“ nicht beantwortet. 
Darüber hinaus wurde auf die Möglichkeit Bezug genommen, mit der in der ersten Frage an-
geforderten Information zum Umfang der Tätigkeit einen Stundensatz zu errechnen: „Aus der 
Angabe der abgerechneten Stunden kann in Verbindung mit der Angabe des Stundensatzes 
aus Frage 1 der Umsatz für das Tätigwerden der für die beauftragte Kanzlei tätigen Rechts-
anwältin errechnet werden. Bei Umsatzzahlen handelt es sich ebenfalls um ein Geschäftsge-
heimnis der beauftragten Kanzlei. Darüber hinaus besteht das Risiko, dass sich durch die Of-
fenlegung der abgerechneten Arbeitsstunden in Verbindung mit bereits veröffentlichten Zah-
len, auf die auch in der Kleinen Anfrage Bezug genommen wird, auf den Stundensatz und 
damit ein Geschäftsgeheimnis schließen ließe. Nach sorgfältiger Abwägung der sich gegen-
überstehenden Rechtsgüter kommt die Landesregierung zu dem Ergebnis, dass die grund-
rechtlich geschützten Rechte der Kanzlei an einem Schutz ihrer Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse das parlamentarische Frage- und Informationsrecht vorliegend überwiegen.“4 

 
Die obigen Ausführungen zur nur behaupteten Abwägung und der daraus resultierenden Ver-
letzung der Begründungspflicht bei Nichtbeantwortung gelten hier entsprechend. Darüber hin-
aus ist es bemerkenswert, dass sowohl die Frage nach dem Entgelt als auch die nach dem 
Umfang der Tätigkeit nicht beantwortet werden, weil sich in der Kombination eine Rückrechen-
möglichkeit ergäbe. Zumindest eine der beiden Fragen hätte selbst bei angenommenem Über-
wiegen dieses Geschäftsgeheimnisses dennoch beantwortet werden können. 
 
Vollends rechtlich inkonsistent wird die Begründung der Nichtbeantwortung, wenn die Presse-
berichterstattung auf der Grundlage von Informationen aus dem MKJFGFI mit in die Betrach-
tung genommen wird: „Für die anwaltliche Zeugenberatung zahlt das Fluchtministerium ein 
üppiges Honorar. Auf Anfrage teilte eine Ministeriumssprecherin FOCUS online mit: "Die bis-
herigen Kosten des Tätigwerdens von Frau Dr. L. [Anonymisierung durch die Verfasserin] las-
sen sich in Anlehnung an die Beantwortung von Kleinen Anfragen zu externen Beratungsver-
trägen grob in einer Kostenspanne von 50.000 bis 221.000 Euro einordnen." 5 

 
In der Beantwortung einer Presseanfrage sieht die Landesregierung die Angabe eines Kos-
tenrahmens als vertretbar an. Gegenüber einer verfassungsrechtlich geschützten parlamen-
tarischen Anfrage stünden dem dagegen überwiegende Geschäftsgeheimnisse entgegen. Auf 
Bundesebene werden dagegen regelmäßig die Kostenrahmen mitgeteilt.6 
 
In der dritten Frage fragte ich sodann, von welchen Kanzleien Vergleichsangebote eingeholt 
worden seien: „Von welchen weiteren Kanzleien hat das MKJFGFI bezüglich der Betreuung 
und Beratung der Mitarbeitenden des Hauses im PUA V Angebote eingeholt, bevor die Kanzlei 
Gercke Wollschläger beauftragt wurde?“7 

 
3 Drs. 18/18334. 
4 Drs. 18/19074. 
5 https://www.focus.de/politik/deutschland/nrw-fluchtministerium-zahlt-bis-zu-221-000-euro-fuer-eine-
anwaeltin-wegen-solingen-attentat_7c3de2b0-8ef9-4670-b441-6a9fae0388a1.html  
6 Beispielsweise BT-Drs: 19/18258. 
7 Drs. 18/18334. 

https://www.focus.de/politik/deutschland/nrw-fluchtministerium-zahlt-bis-zu-221-000-euro-fuer-eine-anwaeltin-wegen-solingen-attentat_7c3de2b0-8ef9-4670-b441-6a9fae0388a1.html
https://www.focus.de/politik/deutschland/nrw-fluchtministerium-zahlt-bis-zu-221-000-euro-fuer-eine-anwaeltin-wegen-solingen-attentat_7c3de2b0-8ef9-4670-b441-6a9fae0388a1.html
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Hierauf antwortete die Landesregierung: „Zur Wahrung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit hat das MKJFGFI im Vorfeld der Beauftragung drei Angebote von fachlich 
geeigneten Anwaltskanzleien eingeholt und die Kanzlei mit dem wirtschaftlichsten Angebot 
beauftragt. Durch eine Offenlegung der Namen der anderen Kanzleien würde sich deren wett-
bewerbliche Situation verschlechtern, da bekannt würde, dass die beauftragte Kanzlei ein wirt-
schaftlicheres Angebot abgegeben hat.“8  
 
Anders als bei den vorausgegangenen Nichtbeantwortungen wird hier schon keine Abwägung 
mehr behauptet, sondern der behauptete Nachteil für die anderen Kanzleien wird als absolutes 
Argument stehen gelassen. Es fehlt hier also vollständig an einer Berücksichtigung des parla-
mentarischen Informationsinteresses.  
 
Neben der fehlenden inhaltlichen Darlegung der Abwägungen zu den Fragen 1. und 2. sind 
die dort behaupteten Ergebnisse auch – jedenfalls in der gemeinsamen Nichtbeantwortung 
der Fragen 1. und 2. – unzutreffend: Es genügt nicht, wenn ein nicht genau definierter Nachteil 
für den von der Frage mitbetroffenen Auftragsnehmer der Landesregierung droht. Ein solches 
Risiko ist bei der Abgabe eines Angebots für einen Auftraggeber der öffentlichen Hand, hier 
das MKJFGFI, stehts mitzudenken. Vielmehr muss dieser Nachteil auch das verfassungs-
rechtlich garantierte Kontrollrecht des Parlaments überwiegen. Es fehlt hier nicht nur an der 
Darstellung des konkret zu befürchtenden Nachteils, sondern auch an der Begründung für 
dessen überwiegende Bedeutung. Eine solche Bedeutung ist in diesem Fall nicht zu erkennen.  
 
Regelmäßig ist die Landesregierung verpflichtet Kleine Anfragen zu beantworten. Ein Frage-
recht würde Gefahr laufen ausgehöhlt zu werden, wenn die Landesregierung nicht einer Ant-
wortpflicht unterliegen würde. Dem Anspruch der Abgeordneten steht deshalb die Verpflich-
tung der Landesregierung auf eine vollständige und zutreffende Beantwortung gegenüber. 
Auch der Verfassungsgerichtshof für das Land NRW stellte klar, dass eine Antwort nur unter 
engen Grenzen verweigert werden kann.9 
Demnach müsse die Landesregierung die Gründe für eine gänzliche oder teilweise Verweige-
rung einer Antwort angeben. Das gebiete allein schon das verfassungsrechtliche Regel-Aus-
nahme-Verhältnis, in dem Antwortpflicht und Antwortverweigerung zueinanderständen. 
Ob der von der Landesregierung genannte Grund tatsächlich besteht, unterliegt der vollstän-
digen gerichtlichen Kontrolle. Durch die erneute Inanspruchnahme meines verfassungsrecht-
lich garantierten Fragerechts komme ich mit dieser Kleinen Anfrage abschließend meiner Kon-
frontationsobliegenheit nach. 
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 8136 mit Schreiben vom 13. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwor-
tet. 
 
 
1. In welcher exakten Höhe lag das vereinbarte Honorar für die Kanzlei Gercke Woll-

schläger für die Dienste der Betreuung und Beratung des MKJFGFI bzw. deren 
Mitarbeitenden in Bezug auf den PUA V? 

 
Es wird zunächst auf die Antwort auf die wortgleiche Frage 1 der Kleinen Anfrage 7420 (LT-
Drs. 18/19074) verwiesen. Dort habe ich ausgeführt: 
 

 
8 Drs. 18/19074. 
9 VerfGH NRW 15/92, S. 26. 
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„Das vereinbarte Honorar bemisst sich nach einem Stundensatz. Dieser ist Teil der Preis- und 
Angebotskalkulation der beauftragten Kanzlei und damit als Geschäftsgeheimnis zu qualifizie-
ren. Nach sorgfältiger Abwägung der sich gegenüberstehenden Rechtsgüter kommt die Lan-
desregierung zu dem Ergebnis, dass die grundrechtlich geschützten Rechte der Kanzlei an 
einem Schutz ihrer Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse das parlamentarische Frage- und In-
formationsrecht vorliegend überwiegen.“ 
 
Der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen wird verfassungsrechtlich durch Art. 4 
Abs. 1 LV NRW i.V.m. Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 14 Abs. 1 GG gewährleistet. Die Pflicht zur 
Beantwortung parlamentarischer Anfragen wird insoweit dadurch begrenzt, dass sie als Aus-
übung öffentlicher Gewalt die grundrechtlich geschützten Positionen privater Dritter zu beach-
ten hat, Art. 4 Abs. 1 LV NRW i.V.m. Art. 1 Abs. 3 GG. 
 
Im Rahmen der gebotenen Abwägung zwischen Grundrechten privater Dritter mit dem eben-
falls verfassungsrechtlich geschützten parlamentarischen Frage- und Informationsrecht der 
Abgeordneten sind Art und Bedeutung des mit der Anfrage verfolgten Ziels und die Schutz-
würdigkeit und -bedürftigkeit der grundrechtlich geschützten Positionen privater Dritter zu be-
rücksichtigen (VerfGH NRW, Urteil vom 19. August 2008 – 7/07 –, Rn. 248, juris). 
 
Vorliegend ist zu berücksichtigen, dass gerade der Stundensatz ein wesentliches Entschei-
dungskriterium für eine Beauftragung sein kann bzw. ist und auf dem Markt anwaltlicher Bera-
tung eine erhebliche Konkurrenzsituation zwischen Kanzleien besteht. Die Offenlegung des 
Stundensatzes der Kanzlei ist daher geeignet, exklusives kaufmännisches Wissen den Markt-
konkurrenten zugänglich zu machen und so die Wettbewerbsposition der Kanzlei nachteilig zu 
beeinflussen. 
 
Diese Gesichtspunkte sind mit dem ebenfalls verfassungsrechtlich geschützten parlamentari-
schen Informationsrecht der Fragestellerin abzuwägen.  
 
Ziel der Abwägung ist es, die konfligierenden Rechtspositionen einander so zuzuordnen, dass 
sie ihre jeweiligen Wirkungen so weit wie möglich entfalten. 
Vorliegend würde die erbetene Auskunft über die exakte Höhe des vereinbarten Honorars un-
mittelbar Rückschlüsse auf die Honorargestaltung der beauftragten Kanzlei zulassen und da-
mit ein Geschäftsgeheimnis offenbaren. Demgegenüber ist vorliegend nicht ersichtlich, dass 
das parlamentarische Informationsinteresse diesen Grundrechtseingriff ausnahmsweise 
rechtfertigt. Die Beauftragung der Kanzlei erfolgte, wie unter anderem in der Vorbemerkung 
der Beantwortung der Kleine Anfrage 7420 (LT-Drs. 18/19074) ausgeführt, aus Gründen der 
Fürsorge durch das Ministerium als Angebot für seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die 
als Zeuginnen und Zeugen im Parlamentarischen Untersuchungsausschuss V geladen wur-
den. In Abwägung mit den Grundrechten der Kanzlei ist nicht ersichtlich, inwiefern die Kenntnis 
über die exakte Höhe des Honorars der hierzu beauftragten Kanzlei der Erfüllung der parla-
mentarischen Aufgaben – darunter die wirksame Kontrolle der Regierung und Verwaltung – in 
einem Maße zu dienen geeignet ist, das einen Grundrechtseingriff privater Dritter rechtfertigt. 
 
Vorliegend tritt daher nach sorgfältiger Abwägung der betroffenen Belange im Einzelfall das 
Informationsinteresse des Parlaments hinter den grundrechtlich geschützten, berechtigten In-
teressen der Kanzlei an der Wahrung eigener Geschäftsgeheimnisse zurück. Aus dieser Ab-
wägung folgt zudem, dass auch eine Beantwortung auf anderem – nichtöffentlichem, vertrau-
lichem oder geheimen – Wege ausscheidet. Mit Blick auf den grundrechtlichen Schutz der 
Berufsfreiheit kann selbst ein geringfügiges Risiko des Bekanntwerdens nicht hingenommen 
werden. Die erfragten Inhalte betreffen die Ausgestaltung von Vertragskonditionen Dritter, de-
ren Schutzbedürfnis im Fall einer Bekanntgabe, auch gegenüber einem begrenzten Kreis von 
Empfängerinnen oder Empfängern, nicht mehr Rechnung getragen würde. 
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2. Die Vernehmung der Zeugen aus dem Geschäftsbereich des MKJFGFI im PUA V 
wurde mittlerweile abgeschlossen. Wie viele Arbeitsstunden hat Frau Rechtsan-
wältin L. von der Kanzlei Gercke Wollschläger für die Betreuung und Beratung der 
Zeugen des MKJFGFI im PUA V abgerechnet? 

 
Es wird zunächst auf die Antwort auf die wortgleiche Frage 2 der Kleinen Anfrage 7420 (LT-
Drs. 18/19074) verwiesen. Dort habe ich ausgeführt: 
 
„Aus der Angabe der abgerechneten Stunden kann in Verbindung mit der Angabe des Stun-
densatzes aus Frage 1 der Umsatz für das Tätigwerden der für die beauftragte Kanzlei tätigen 
Rechtsanwältin errechnet werden. Bei Umsatzzahlen handelt es sich ebenfalls um ein Ge-
schäftsgeheimnis der beauftragten Kanzlei. 
 
Darüber hinaus besteht das Risiko, dass sich durch die Offenlegung der abgerechneten Ar-
beitsstunden in Verbindung mit bereits veröffentlichten Zahlen, auf die auch in der Kleinen 
Anfrage Bezug genommen wird, auf den Stundensatz und damit ein Geschäftsgeheimnis 
schließen ließe. Nach sorgfältiger Abwägung der sich gegenüberstehenden Rechtsgüter 
kommt die Landesregierung zu dem Ergebnis, dass die grundrechtlich geschützten Rechte der 
Kanzlei an einem Schutz ihrer Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse das parlamentarische 
Frage- und Informationsrecht vorliegend überwiegen.“ 
 
Ergänzend weise ich auf Folgendes hin. 
 
Der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen wird verfassungsrechtlich durch Art. 4 
Abs. 1 LV NRW i.V.m. Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 14 Abs. 1 GG gewährleistet. Die Pflicht zur 
Beantwortung parlamentarischer Anfragen wird insoweit dadurch begrenzt, dass sie als Aus-
übung öffentlicher Gewalt die grundrechtlich geschützten Positionen privater Dritter zu beach-
ten hat, Art. 4 Abs. 1 LV NRW i.V.m. Art. 1 Abs. 3 GG. 
Im Rahmen der gebotenen Abwägung zwischen Grundrechten privater Dritter mit dem eben-
falls verfassungsrechtlich geschützten parlamentarischen Frage- und Informationsrecht der 
Abgeordneten sind Art und Bedeutung des mit der Anfrage verfolgten Ziels und die Schutz-
würdigkeit und -bedürftigkeit der grundrechtlich geschützten Positionen privater Dritter zu be-
rücksichtigen (VerfGH NRW, Urteil vom 19. August 2008 – 7/07 –, Rn. 248, juris). 
 
Vorliegend ist zu berücksichtigen, dass gerade der Stundensatz ein wesentliches Entschei-
dungskriterium für eine Beauftragung sein kann bzw. ist und auf dem Markt anwaltlicher Bera-
tung eine erhebliche Konkurrenzsituation zwischen Kanzleien besteht. Die Offenlegung der 
abgerechneten Arbeitsstunden in Verbindung mit bereits veröffentlichten Zahlen erscheint da-
her geeignet, exklusives kaufmännisches Wissen den Marktkonkurrenten zugänglich zu ma-
chen und so die Wettbewerbsposition der Kanzlei nachteilig zu beeinflussen.  
 
Weiter ist zu berücksichtigen, dass das Tätigwerden der Kanzlei bzw. der für die Kanzlei tätigen 
Rechtsanwältin in Teilen auch öffentlich wahrnehmbar war, sodass bestimmte Zeitaufwände 
für bestimmte Tätigkeiten bekannt sind. Somit bestünde das Risiko, dass marktkundige Wett-
bewerber aus der begehrten Information über die Gesamtzahl der abgerechneten Arbeitsstun-
den konkrete Rückschlüsse auf die Abwicklung der einzelnen Mandate der Beschäftigten des 
Ministeriums für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration (MKJFGFI) 
ziehen könnten. Konkurrierende Kanzleien können die anwaltliche Tätigkeit inhaltlich und zeit-
lich einordnen. Daher bestünde die Möglichkeit, dass wettbewerbsrelevante Informationen und 
damit Geschäftsgeheimnisse der Kanzlei offengelegt würden. Kämen Informationen zu den 
abgerechneten Arbeitsstunden einem marktkundigen Wettbewerber zur Kenntnis, so könnte 
dieser in der Lage sein, für künftige Mandate ein gezieltes Konkurrenzangebot zu unterbreiten.  
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Diese Gesichtspunkte sind mit dem ebenfalls verfassungsrechtlich geschützten parlamentari-
schen Informationsrecht der Fragestellerin abzuwägen.  
 
Ziel der Abwägung ist es, die konfligierenden Rechtspositionen einander so zuzuordnen, dass 
sie ihre jeweiligen Wirkungen so weit wie möglich entfalten. 
 
Vorliegend ist nicht ersichtlich, dass das parlamentarische Informationsinteresse den Grund-
rechtseingriff privater Dritter ausnahmsweise rechtfertigt. Die Beauftragung der Kanzlei er-
folgte, wie unter anderem in der Vorbemerkung der Beantwortung der Kleine Anfrage 7420 
(LT-Drs. 18/19074) ausgeführt, aus Gründen der Fürsorge durch das Ministerium als Angebot 
für seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die als Zeuginnen und Zeugen im Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss V geladen wurden. In Abwägung mit den Grundrechten der 
Kanzlei ist nicht ersichtlich, inwiefern die Kenntnis über die Summer der abgerechneten Ar-
beitsstunden der beauftragten Rechtsanwältin der Erfüllung der parlamentarischen Aufgaben 
– darunter die wirksame Kontrolle der Regierung und Verwaltung – in einem Maße zu dienen 
geeignet ist, die einen Grundrechtseingriff privater Dritter rechtfertigt. 
 
Vorliegend tritt daher nach sorgfältiger Abwägung der betroffenen Belange im Einzelfall das 
Informationsinteresse des Parlaments hinter den grundrechtlich geschützten, berechtigten In-
teressen der Kanzlei an der Wahrung eigener Geschäftsgeheimnisse zurück. Aus dieser Ab-
wägung folgt zudem, dass auch eine Beantwortung auf anderem – nichtöffentlichem, vertrau-
lichem oder geheimen – Wege ausscheidet. Mit Blick auf den grundrechtlichen Schutz der 
Berufsfreiheit kann selbst ein geringfügiges Risiko des Bekanntwerdens nicht hingenommen 
werden. Die erfragten Inhalte betreffen die Ausgestaltung von Vertragskonditionen Dritter, de-
ren Schutzbedürfnis im Fall einer Bekanntgabe, auch gegenüber einem begrenzten Kreis von 
Empfängerinnen oder Empfängern, nicht mehr Rechnung getragen würde. 
 
 
3. Von welchen weiteren Kanzleien hat das MKJFGFI bezüglich der Betreuung und 

Beratung der Mitarbeitenden des Hauses im PUA V Angebote eingeholt, bevor die 
Kanzlei Gercke Wollschläger beauftragt wurde? 

 
Es wird zunächst auf die Antwort auf die wortgleiche Frage 3 der Kleinen Anfrage 7420 (LT-
Drs. 18/19074) verwiesen. Dort habe ich ausgeführt: 
 
„Zur Wahrung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit hat das MKJFGFI im 
Vorfeld der Beauftragung drei Angebote von fachlich geeigneten Anwaltskanzleien eingeholt 
und die Kanzlei mit dem wirtschaftlichsten Angebot beauftragt. Durch eine Offenlegung der 
Namen der anderen Kanzleien würde sich deren wettbewerbliche Situation verschlechtern, da 
bekannt würde, dass die beauftragte Kanzlei ein wirtschaftlicheres Angebot abgegeben hat.“ 
 
Ergänzend weise ich auf Folgendes hin. 
 
Die Namen der weiteren Kanzleien, von denen das MKJFGFI im Vorfeld der Beauftragung 
Angebote eingeholt hat, stellen ein Geschäftsgeheimnis dieser Kanzleien dar, deren Schutz 
verfassungsrechtlich durch Art. 4 Abs. 1 LV NRW i.V.m. Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 14 Abs. 1 
GG gewährleistet wird. Die Pflicht zur Beantwortung parlamentarischer Anfragen wird insoweit 
dadurch begrenzt, dass sie als Ausübung öffentlicher Gewalt die grundrechtlich geschützten 
Positionen privater Dritter zu beachten hat, Art. 4 Abs. 1 LV NRW i.V.m. Art. 1 Abs. 3 GG. 
Im Rahmen der gebotenen Abwägung zwischen Grundrechten privater Dritter mit dem eben-
falls verfassungsrechtlich geschützten parlamentarischen Frage- und Informationsrecht der 
Abgeordneten sind Art und Bedeutung des mit der Anfrage verfolgten Ziels und die 
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Schutzwürdigkeit und -bedürftigkeit der grundrechtlich geschützten Positionen privater Dritter 
zu berücksichtigen (VerfGH NRW, Urteil vom 19. August 2008 – 7/07 –, Rn. 248, juris). 
 
Vorliegend ist zu berücksichtigen, dass das MKJFGFI gegenüber dem Parlament bereits trans-
parent gemacht hat, dass die weiteren Angebote unwirtschaftlicher waren. Durch eine Offen-
legung der Namen dieser Kanzleien würde sich deren wettbewerbliche Situation verschlech-
tern, da bekannt würde, dass die beauftragte Kanzlei ein wirtschaftlicheres Angebot abgeben 
hat. Darüber hinaus bestünde das Risiko, dass in Verbindung mit dem Stundensatz nach Frage 
1 Rückschlüsse auch auf deren Stundensatz möglich sind, die wiederum ein schützenswertes 
Geschäftsgeheimnis dieser Kanzleien darstellen. Die Offenlegung der Namen dieser Kanz-
leien ist daher – zumal in Verbindung mit bereits veröffentlichten Angaben oder der Angabe 
des Stundensatzes aus Frage 1 – geeignet, exklusives kaufmännisches Wissen den Markt-
konkurrenten zugänglich zu machen und so die Wettbewerbsposition dieser Kanzleien nach-
teilig zu beeinflussen. 
 
Diese Gesichtspunkte sind mit dem ebenfalls verfassungsrechtlich geschützten parlamentari-
schen Informationsrecht der Fragestellerin abzuwägen.  
 
Ziel der Abwägung ist es, die konfligierenden Rechtspositionen einander so zuzuordnen, dass 
sie ihre jeweiligen Wirkungen so weit wie möglich entfalten. 
 
Vorliegend ist nicht ersichtlich, dass das parlamentarische Informationsinteresse den Grund-
rechtseingriff privater Dritter ausnahmsweise rechtfertigt. Die Beauftragung der Kanzlei er-
folgte, wie unter anderem in der Vorbemerkung der Beantwortung der Kleine Anfrage 7420 
(LT-Drs. 18/19074) ausgeführt, aus Gründen der Fürsorge durch das Ministerium als Angebot 
für seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die als Zeuginnen und Zeugen im Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss V geladen wurden, nach den benannten Grundsätzen. In Ab-
wägung mit den Grundrechten der Kanzlei ist nicht ersichtlich, inwiefern die Kenntnis über die 
Namen der Kanzleien, von denen ebenfalls Angebote eingeholt wurden, der Erfüllung der par-
lamentarischen Aufgaben – darunter die wirksame Kontrolle der Regierung und Verwaltung – 
in einem Maße zu dienen geeignet ist, die einen Grundrechtseingriff privater Dritter rechtfertigt. 
Bereits mit Antwort auf die wortgleiche Frage 3 der Kleinen Anfrage 7420 (LT-Drs. 18/19074) 
wurde im Sinne des parlamentarischen Informations- und Kontrollrechts erläutert, dass die 
Auswahl der Kanzlei nicht willkürlich, sondern unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten nach 
Einholung von drei Angeboten erfolgt ist. Eine Rechtfertigung der Offenlegung der Namen der 
beiden anderen angefragten und nicht ausgewählten Kanzleien und die damit verbundenen 
Grundrechtseingriffe mit der Ausübung des parlamentarischen Informationsrechts ist demge-
genüber nicht ersichtlich.  
 
Vorliegend tritt daher nach sorgfältiger Abwägung der betroffenen Belange im Einzelfall das 
Informationsinteresse des Parlaments hinter den grundrechtlich geschützten, berechtigten In-
teressen der Kanzleien an der Wahrung eigener Geschäftsgeheimnisse zurück. Aus dieser 
Abwägung folgt zudem, dass auch eine Beantwortung auf anderem – nichtöffentlichem, ver-
traulichem oder geheimen – Wege ausscheidet. Mit Blick auf den grundrechtlichen Schutz der 
Berufsfreiheit kann selbst ein geringfügiges Risiko des Bekanntwerdens nicht hingenommen 
werden. Die erfragten Inhalte betreffen die Ausgestaltung von Vertragskonditionen Dritter, de-
ren Schutzbedürfnis im Fall einer Bekanntgabe, auch gegenüber einem begrenzten Kreis von 
Empfängerinnen oder Empfängern, nicht mehr Rechnung getragen würde. 
 
 
4. Wie konkret gestaltet sich die Abwägung der Landesregierung, die zu der inhaltli-

chen Nichtbeantwortung der Kleinen Anfrage 7420 in Drucksache 18/19074 geführt 
hat? 
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Es wird auf die Antworten auf die Fragen 1, 2 und 3 verwiesen. 
 
 
5. Aus welchen Gründen gibt die Landesregierung in obengenannter Presseanfrage 

den konkreten Rahmen der Anwaltskosten an, verweigert jedoch in Antwort auf 
eine Parlamentarische Anfrage die Auskunft? 

 
In der Kleinen Anfrage 7420 (LT-Drs. 18/18334) wurde explizit nach der exakten Höhe des 
vereinbarten Honorars für die Kanzlei Gercke Woll-schläger gefragt. Von der erbetenen Aus-
kunft musste aus den in der Antwort auf die Kleine Anfrage 7420 (LT-Drs. 18/19074) darge-
legten und in der Antwort auf die hiesige Frage 1 näher erläuterten Gründen abgesehen wer-
den.  
 


